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Schaft, die in bezug auf das standardisierte Erzeugnis im 
Rahmen des sachlichen Geltungsbereichs einen Prozeß 
durchführen, für den im Standard Festlegungen getroffen 
sind.7

Verbindlichkeit staatlicher Standards

Staatliche Standards sind für die gesamte Volkswirtschaft 
verbindlich (§ 3 Abs. 1 StandardisierungsVO). Sie sind es 
insoweit, als sie im Rahmen ihres sachlichen und perso­
nellen Geltungsbereichs die Kombinate, Betriebe und Ein­
richtungen der Volkswirtschaft, die in bezug auf das stan­
dardisierte Erzeugnis, Verfahren oder Verständigungsmit­
tel einen Prozeß durchführen, für den im Standard Fest­
legungen getroffen sind, verpflichten, sich diesen Fest­
legungen entsprechend zu verhalten, sofern nicht nach § 3 
Abs. 4 StandardisierungsVO i. V. m. § 2 der 2. DB vom
11. September 1968 zur StandardisierungsVO — Abwei­
chungen von DDR- und Fachbereichs-Standards — (GBl. II 
Nr. 100 S. 802) eine Abweichung vom Standard zugelassen 
ist.8 Nach den o. a. Vorschriften ist eine Abweichung von 
einem staatlichen Standard nach dem im Verbindlichkeits­
vermerk bezeiebneten Termin nur dann zulässig, wenn 
dadurch im besonderen Anwendungsfall nachweisbar 
volkswirtschaftlich günstigere Lösungen erreicht werden 
können und entweder eine Ausnahmegenehmigung zur Ab­
weichung vom Standard erteilt ist oder eine Abweichung 
ohne besondere Ausnahmegenehmigung gemäß den Vor­
schriften der §§ 6 bis 12 der 2. DB zur StandardisierungsVO 
zugelassen ist.

Werkstandards

Werkstandards sind in das Standardwerk der DDR inte­
griert. Sie üben wichtige Funktionen im Gesamtsystem der 
Standardisierung und bei der Schaffung wichtiger Voraus­
setzungen für die rationelle Gestaltung des volkswirt­
schaftlichen Reproduktionsprozesses aus. Werkstandards 
enthalten Vorschriften für den technisch-ökonomischen Be­
reich eines Kombinats oder Betriebes, sie werden dement­
sprechend vom Generaldirektor des Kombinats oder vom 
Direktor des Betriebes erlassen. Sie können eine Auswahl 
aus DDR-Standards oder Fachbereichs-Standard enthalten 
und diese für die Belange des Kombinats oder des Betrie­
bes konkretisieren (§ 2 Abs. 6 StandardisierungsVO).

Werkstandards sind keine Rechtsnormen, da ihnen das 
Merkmal der allgemeinen Verbindlichkeit fehlt. Sie gelten 
für die Beziehungen innerhalb eines Kombinats, Betriebes 
oder einer Einrichtung und haben ausschließlich internen 
Weisungscharakter. Sie sind deshalb nur dann Inhalt von 
Wirtschaftsverträgen mit Partnern außerhalb des Kombi­
nats oder des Betriebes, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist. Eine Verpflichtung zur Vereinbarung kann allein aus 
dem Bestehen eines Werkstandards nicht hergeleitet wer­
den (§ 4 Abs. 4 StandardisierungsVO).

Die Wirkung staatlicher Standards auf die Gestaltung 
und Erfüllung von Wirtschaftsverträgen

Für die Beziehungen zwischen staatlichen Standards und 
Wirtschaftsvertrag sind grundsätzlich zwei Gesichtspunkte 
von Bedeutung: Zum einen äußern sich diese Beziehungen 
in der Einflußnahme mittels des Wirtschaftsvertrags auf 
die Standardisierungsarbeit, z. B. durch die Gestaltung und 
Erfüllung von Wirtschaftsverträgen über die Ausarbeitung 
von' Standardentwürfen. Zum anderen finden diese Bezie­
hungen in der Wirkung von Standards auf die Gestaltung 
und Erfüllung von Wirtschaftsverträgen ihren Ausdruck. 
Diese zuletzt genannte Seite der Beziehungen zwischen 
Standards und Wirtschaftsvertrag steht in den folgenden 
Ausführungen im Vordergrund.'

Staatliche Standards werden mit ihrer Bestätigung und 
Verkündung im Gesetzblatt rechtswirksam.9 Von dem im 
Verbindlichkeitsvermerk10 des Standards bezeichneten Ter­

min ab wirken die im Standard enthaltenen Festlegungen 
wie in Kraft getretene gesetzliche Bestimmungen. Von 
ihnen darf nur dann abgewichen werden, wenn dafür die 
gesetzlich geregelten Voraussetzungen des § 3 Abs. 4 Stan­
dardisierungsVO vorliegen. In der Hauptsache ist das 
das Vorliegen einer nach den Rechtsvorschriften erteilten 
Genehmigung zur Abweichung vom Standard (Ausnahme­
genehmigung) oder eine andere der in der genannten Be­
stimmung geregelten Voraussetzungen. Jede darüber hin­
ausgehende Abweichung von den im Standard getroffenen 
Festlegungen unterliegt einem ausdrücklichen gesetzlichen 
Verbot.

Für die Gestaltung und Erfüllung von Wirtschaftsver­
trägen bedeutet dies, daß die für die vereinbarte Leistung 
relevanten Standards im Wirtschaftsvertrag zu bezeichnen 
sind bzw. in ihm auf diese Standards ausdrücklich zu ver­
weisen ist. Geschieht das nicht, sind die Festlegungen der 
Standards dennoch Inhalt des Wirtschaftsvertrags.

Das gilt grundsätzlich unter Beachtung der besonde­
ren Bestimmungen des allgemeinen Vertragssystems auch 
bei Ein- und Ausfuhrverträgen (§ 4 Abs. 1 Standardisie­
rungsVO). Danach ist bei der Qualitätsvereinbarung Im 
Einfuhrvertrag von den Kennwerten und anderen Fest­
legungen der staatlichen Standards oder anderen Gütevor­
schriften der DDR auszugehen. Der Importbetrieb bzw. an­
dere zuständige Organe sind allerdings nicht berechtigt, den 
Import allein deswegen abzulehnen, weil die Standards 
oder andere Vorschriften des Lieferlandes nicht mit den 
staatlichen Standards der DDR übereinstimmen. Beim Im­
port aus den Mitgliedsländern des RGW sind die Standards 
des RGW im Vertrag zu vereinbaren.11 In Ausfuhrverträ­
gen können von staatlichen Standards der DDR abwei­
chende Vereinbarungen getroffen werden, wenn es die Be­
dingungen des jeweiligen Außenmarktes zulassen oder er­
fordern (§§ 34 Abs. 2, 20 Abs. 2 der 4. DVO zum VG).

Vereinbarungen, die den Festlegungen in staatlichen 
Standards entgegenstehen, ohne daß die zur Abweichung 
von .Standards berechtigenden besonderen gesetzlichen 
Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 4 StandardisierungsVO 
vorliegen, verstoßen gegen ein gesetzliches Verbot und sind 
deshalb ganz oder teilweise unwirksam (§ 2 VG; § 68 ZGB).

Staatliche Standards wirken vom Verbindlichkeitster­
min ab auf bereits abgeschlossene Wirtschaftsverträge auch 
ohne ausdrückliche Vereinbarung vertragsändemd. Die 
Partner haben Wirtschaftsverträge, die vor diesem Termin 
geschlossen wurden, aber nach ihm zu erfüllen sind, auf 
ihre Übereinstimmung mit dem Standard zu prüfen und 
die notwendigen Änderungen abzustimmen. Auf beste­
hende Ein- und Ausfuhrverträge haben DDR- und Fach­
bereichs-Standards diese vertragsändernde Wirkung nicht; 
die Partner sollen jedoch eine entsprechende Anpassung 
der auslandsseitigen Bindungen anstreben (§ 4 Abs. 2, 3 
StandardisierungsVO). Mit dieser Orientierung werden der 
erforderliche Vorrang der internationalen Wirtschaftsver­
träge gegenüber dem nationalen Standardwerk sowie das 
Prinzip der Durchgängigkeit der aus- und inlandsseitigen 
Vertragsbindungen berücksichtigt.12

Ausnahmegenehmigungen zur Abweichung von Stan­
dards berechtigen zu einer befristeten Abweichung. Sie 
wirken jedoch nicht kraft Gesetzes auf abzüschließende 
oder bestehende Verträge, sondern erlangen erst dann 
Wirksamkeit auf zwischenbetriebliche Beziehungen, wenn 
eine ausdrückliche Vereinbarung hierüber beim Abschluß 
von Wirtschaftsverträgen getroffen wird oder wenn abge­
schlossene Wirtschaftsverträge entsprechend geändert wer­
den. Das gleiche gilt, wenn Abweichungen von Standards 
ohne Ausnahmegenehmigung auf Grund gesetzlicher Be­
stimmungen (§ 3 Abs. 4 StandardisierungsVO) zulässig sind. 
Eine Verpflichtung zum Vertragsabschluß oder zur Ver­
tragsänderung entsprechend der Ausnahmegenehmigung 
besteht nur dann, wenn dies im volkswirtschaftlichen In­
teresse liegt.13

Werden Standards nicht eingehalten, dann treten grund-


